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Anfrage 

'der Abg_ E ben bio h 1 er, TIr. P f e i f e r und Genos.en 
enden Bundesminister fijr Verkehr und verstaatlichte Betriebe, 

betreffend die Anreohnung von Dienstzeiten. 
-~ .. _ .... -

Es ist bekannt ge'\1orden, dass bei den Post- Und Telegraphendirektionen 

Österreichs in grösserer Zahl ges tempelte Gesuche von ne,amten, betreffend 
Anreohnung der auf Grund § 19 Aba.1 Pkt .. b ee des VG. 1947 für d;ie Vorriickung 

nioht angereohneten Dienstzeiten vorliegen~ Teil.eise soilen diese Qesuche 
bere! ts über ein halbes Jahr une~ledigt sein. A~f Grund des Erkenntllis ses des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 23.~2.l950 Zl. ~f/49 steht es ausser Zweifel, 
da.ss diesen Beantcn die Vorrtlckungszeiten anzuerkennen sind. Dadurch: dass die 

Post~ und Tele~raphendirektionenin diesen Fällen als erste Instanzen diese 
Gesuohe nioht durch einen "Bescheid" einer Erledigung zuführen, sind die Betrof'. 

feIten l1ieht in der Lage, ihre Reohte weiter geltend zu nachen. 

Die unterzeiohneten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundes

ninister :f'U.r Verkehr und verstaatliohte Betriebe die 

A n f' ra g e .: 

1.) Ist der Herr Minister bereit, die naohgeordneten Dienststellen 
anzuwe1sen_- die bei ihnen erliege:nden Gesu.che, betreffend Anrechnung der auf' 

Grund § 19Abs. 1 Pltt. b ee des VG,1947 für die VorlÜckwlg nioht angerechneten 

Dienst~zeiten zu erledigen? 
2.) Ist der Herr Minister bereit, diese Frag~ innerhalb seines 

Ressorts im Sinne des oben angeführten Erkem\tnisses des Verwaltungsgeriohts

hofes einer allgemeinen Regelung zuzuführen' 
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